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re'graph Gesellschaft für graphische Infosysteme mbH 
Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen (AGB) 

§ 1  Geltungsbereich 
1.1  Diese AGB gelten für den gesamten Geschäftsverkehr zwischen der 

re'graph Gesellschaft für graphische Infosysteme mbH (nachfolgend: „Auf-
tragnehmer“) und ihren Kunden (nachfolgend: „Auftraggeber“), wenn 
diese Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen sind. Sie gelten 
auch, wenn sie bei späteren Verträgen nicht erwähnt werden. Sie gelten 
auch für sämtlichen Online-Geschäftsverkehr zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer im E-Commerce über den Online-Shop des Auftragneh-
mers. Ferner gelten die AGB bei Werk- und Dienstleistungsverträgen.  

1.2 Diese AGB gelten ausschließlich. Entgegenstehende, zusätzliche oder von 
diesen AGB abweichende Bedingungen des Auftraggebers werden nicht 
Vertragsinhalt, es sei denn, der Auftragnehmer hätte ihrer Geltung aus-
drücklich zugestimmt.  

1.3 Diese AGB gelten auch dann, wenn der Auftragnehmer in Kenntnis entge-
genstehender oder abweichender Bedingungen die Lieferung vorbehaltlos 
ausführt oder diese AGB bei zukünftigen Geschäften nicht im Einzelfall bei-
fügt.  

1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen haben in jedem Fall 
Vorrang vor diesen AGB. Mündliche Erklärungen vor oder bei Vertrags-
schluss sind nur verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 

1.5 Rechte, die dem Auftragnehmer nach den anwendbaren zwingenden ge-
setzlichen Vorschriften über diese AGB hinaus zustehen, bleiben unbe-
rührt. 

 
§ 2 Angebot und Vertragsschluss 
2.1 Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern 

sie nicht ausdrücklich als verbindliches Angebot bezeichnet sind. Sie stellen 
nur die Einladung an den Auftraggeber dar, ein entsprechendes Angebot 
durch Abgabe einer Bestellung dem Auftragnehmer zu unterbreiten. Alle 
Angaben in Katalogen und Prospekten, deren Präsentation auf der Web-
seite und im Online-Shop des Auftragnehmers, im E-Commerce und in an-
deren werblichen Medien, sowie Angaben zur Erfüllung von gesetzlichen 
Vorgaben, sind dafür gedacht, sich einen Überblick über die Ware zu ver-
schaffen und werden nicht Gegenstand des Vertrages und die Beschaffen-
heit soweit die Beauftragung darauf nicht ausdrücklich Bezug nimmt.  

2.2 Bestellungen des Auftraggebers enthalten verbindliche Angebote. Der Auf-
tragnehmer kann Bestellungen innerhalb von 14 Tagen nach ihrem Zugang 
annehmen. Die Annahme von Bestellungen erfolgt durch eine gesonderte 
Auftragsbestätigung des Auftragnehmers bzw. die Auslieferung der bestell-
ten Ware bzw. die Rechnungsstellung. 

2.3 Bestellt der Auftraggeber über den Online-Shop des Auftragnehmers im E-
Commerce wird der Auftraggeber den Zugang der Bestellung auf elektroni-
schem Weg bestätigen. Dieses Bestätigungsschreiben stellt noch keine Ver-
tragsannahme dar.   

2.3 Sollte der Vertrag ohne Auftragsbestätigung zustande kommen, sind für 
den Inhalt des Vertrages zunächst die Angaben im Angebot und dann in der 
Rechnung des Auftragnehmers entscheidend. 

2.4 Hat der Auftraggeber Einwendungen gegen den Inhalt der Auftragsbestäti-
gung bzw. die übersandte Ware, muss er dieser unverzüglich schriftlich wi-
dersprechen. Ansonsten kommt der Vertrag nach Maßgabe und Inhalt der 
Auftragsbestätigung bzw. Lieferung zustande. 

2.5 Der Auftragnehmer ist zum Rücktritt berechtigt, wenn der Auftraggeber 
über seine Kreditwürdigkeit unrichtige Angaben macht, der Auftraggeber 
seine Zahlungen eingestellt hat oder über sein Vermögen die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens beantragt wurde und der Auftraggeber nach erneuter 
Zahlungsaufforderung nicht innerhalb einer Woche die geschuldeten Zah-
lungen leistet. 

 
§ 3 Änderungen, Warenbeschreibung 
3.1 Unwesentliche Änderungen der Ware in Qualität und bei deren Herstellung 

werden vom Auftraggeber zugestanden. Dies gilt vor allem für Farbabwei-
chungen, Roh- und Hilfsstoff-Toleranzen, die vom Auftragnehmer vorgege-
ben sind, sowie fertigungstechnisch bedingte Produktionsänderungen und 
nicht vermeidbare Abweichungen. Diese stellen keinen Grund für Bean-
standungen seitens des Auftraggebers dar, soweit die Verwendbarkeit der 
Ware zum vertraglich vereinbarten Zweck nicht wesentlich beeinträchtigt 
wird.  

3.2 Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Ware entsprechend dem jeweils ak-
tuellsten Entwicklungsstand herzustellen und zu liefern, soweit die Ver-
wendbarkeit zum vertraglich vereinbarten Zweck nicht wesentlich beein-
trächtigt wird. Ebenso sind Abweichungen, die aufgrund geänderter recht-
licher oder technischer Vorschriften erfolgen zulässig.  

3.3 Bei Grafik- und Sonderbauaufträgen erfolgen Änderungen bzw. Ergänzun-
gen des Korrekturabzuges im Übrigen ausschließlich unter dem Gesichts-
punkt der sachlichen Richtigstellung und der ortsüblichen Darstellungsart. 
Die Aufnahme zweckfremder oder nicht von der Feuerwehr oder der Be-
hörde geforderter Grafikdetails kann vom Auftraggeber nicht gefordert 
werden.  

3.4 Die Sicherheitsdaten- bzw. technischen Merkblätter des Auftraggebers so-
wie sonstige Herstellerdatenblätter beschreiben die Ware. Sie gelten nicht 
als Zusicherung einer bestimmten Eigenschaft bzw. Garantie. Eine Zusiche-
rung bzw. Garantie ist nur dann anzunehmen, wenn der Auftragnehmer sie 
ausdrücklich schriftlich erklärt.  

3.5 Angaben über die vom Auftragnehmer vertriebenen Waren (z.B. Gewichte, 
Maße, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie Darstellun-
gen derselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen), insbesondere in Pros-
pekten, Katalogen, Werbeschriften und sonstigen Dokumenten sowie der 
Webseite und im Online-Shop des Auftragnehmers sind nur annähernd 
maßgeblich, soweit damit nicht die Beschaffenheit und Verwendbarkeit 
der Ware zu einem bestimmten Zweck vertraglich vereinbart wird. Vorbe-
haltlos anderslautender ausdrücklicher Vereinbarung stellen keine Be-
schaffenheits- oder Haltbarkeitsgarantie des Auftragnehmers dar.  

 
§ 4 Preise, Preisanpassung, Korrekturabzug 
4.1 Sofern nichts anderes vereinbart ist, gelten die in der Auftragsbestätigung 

des Auftragnehmers genannten Preise in Euro. Die Preise gelten ab Werk 
des Auftragnehmers und nur für den in der Auftragsbestätigung aufgeführ-
ten Leistungs- und Lieferumfang. Nicht eingeschlossen sind insbesondere 
Kosten für Verpackung, Fracht, Versicherung, Zoll, öffentliche Abgaben und 
Umsatzsteuer. 

4.2 Die gesetzliche Umsatzsteuer wird in der Rechnung in der am Tage der 
Rechnungsstellung geltenden Höhe gesondert ausgewiesen.  

4.3 Soweit zwischen Vertragsschluss und Auslieferung der Ware vom Auftrag-
nehmer nicht vertretbare und im Zeitpunkt des Vertragsschlusses unvor-
hersehbare Kostenerhöhungen, insbesondere aufgrund Marktpreis-, Ma-
terial- und Rohstoffpreisänderungen, eintreten, die dazu führen, dass der 
Auftragnehmer die Ware von seinen Lieferanten nur zu schlechteren wirt-
schaftlichen Bedingungen beziehen kann, als dies im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses mit dem Auftraggeber absehbar war, ist der Auftragnehmer 
berechtigt, die mit dem Auftraggeber vereinbarten Preise im Rahmen der 
veränderten Umstände und ohne Berechnung eines zusätzlichen Gewinns 
anzupassen, wenn die Ware erst mehr als vier Monate nach Vertrags-
schluss ausgeliefert werden soll. Beträgt die Erhöhung des mit dem Auf-
traggeber vereinbarten Kaufpreises mehr als 15 %, kann der Auftraggeber 
vom Vertrag zurücktreten. 

4.4 Soweit zwischen Vertragsschluss und der für die Auftragsdurchführung 
notwendigen Mitwirkungshandlung des Auftraggebers, insbesondere die 
Übersendung von Planvorlagen, mehr als zwei Monate liegen, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, die mit dem Auftraggeber vereinbarten Preise bei 
einer zwischenzeitlich erfolgten Preiserhöhung anzupassen, wenn diese 
dem Auftraggeber mindestens vier Wochen zuvor mitgeteilt wurde und der 
Auftraggeber darauf nicht innerhalb von zwei Wochen die notwendige Mit-
wirkungshandlung erbracht hat.     

4.5 Der Auftragnehmer ist berechtigt, ausstehende Lieferungen oder Leistun-
gen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder 
zu erbringen, wenn ihm nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt 
werden, welche die Kreditwürdigkeit des Auftraggebers wesentlich zu min-
dern geeignet sind und durch welche die Bezahlung offener Forderungen 
gefährdet wird. Dies gilt insbesondere, wenn der Auftraggeber die Bezah-
lung offener Forderungen des Auftragnehmers verweigert bzw. nicht leis-
tet, gegen die keine unstreitigen oder rechtskräftig festgestellten Ein-
wände des Auftraggebers bestehen. 

4.5 Bei neuen Geschäftsverbindungen behalten wir uns für die ersten 6 Mo-
nate und/oder den ersten Auftrag vor, die Auftragssumme per Vorauskasse 
zu verlangen. Bei Aufträgen mit einer Auftragssumme über EUR 15.000,-- 
(netto) behalten wir uns vor, ab Auftragsannahme eine Vorauszahlung von 
bis zu 30 % der Netto-Auftragssumme zu verlangen.   

 
§ 5 Korrekturabzüge und Rücksendungsfristen 
5.1 Bei Grafik- und Sonderbauaufträgen ist die Vorablieferung eines Korrektur-

abzuges im Preis enthalten. Dessen Inhalte entsprechen den vom Auftrag-
geber zur Verfügung gestellten Unterlagen und Informationen. Der Korrek-
turabzug ist von Auftraggeber zu überprüfen und im Bedarfsfall abzuän-
dern bzw. zu vervollständigen und an den Auftragnehmer zurückzusenden. 
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Änderungen bzw. Ergänzungen erfolgen ausschließlich unter dem Ge-
sichtspunkt der sachlichen Richtigstellung und/oder der ortsüblichen Dar-
stellungsart.  

5.2 Die Frist zur Rücksendung des Korrekturabzuges beträgt acht (8) Wochen. 
Danach wird der Auftrag in voller Höhe abgerechnet. Der Auftraggeber hat 
sodann das Recht, die Rücksendung der Korrektur bis zu 1 Jahr nach Auf-
tragseingang ohne Kostenerhöhung hinauszuschieben. Erfolgt erst nach 
dieser Frist eine Rücksendung des Korrekturabzuges an den Auftragneh-
mer, hat der Auftraggeber die ihm vom Auftragnehmer dargelegten Kos-
tenerhöhungen für Personal und Material zu übernehmen.  

5.3 Für spezielle grafische Darstellungen, die einen besonderen Zeitaufwand 
erfordern, wie auch für Zweitkorrekturen behält sich der Auftragnehmer 
vor, den zusätzlichen Mehraufwand gesondert in Rechnung zu stellen. Der 
Auftraggeber erhält in diesen Fällen immer eine Auftragsbestätigung.   

 
§ 6 Zahlungsbedingungen 
6.1 Soweit nichts anderes schriftlich vereinbart ist, sind alle Rechnungen des 

Auftragnehmers ohne jeglichen Abzug sofort porto- und spesenfrei nach 
Wahl des Auftraggebers auf das auf der Rechnung genannte Auftragneh-
merkonto spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungsdatum zu be-
zahlen. 

6.2 Gerät der Auftraggeber mit einer fälligen Zahlung in Zahlungsverzug, ist der 
Auftragnehmer je Rechnung berechtigt Zinsen ab Fälligkeitsdatum in Höhe 
von 9 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz zuzüglich einer Ver-
zugspauschale von EUR 40,00, angemessener Inkassokosten und Anwalts-
gebühren zu erheben und alle ausstehenden Rechnungsbeträge sofort fäl-
lig zu stellen. Die Geltendmachung eines höheren Verzugsschadens bleibt 
vorbehalten.  

6.3 Der Auftragnehmer ist berechtigt, Zahlungen des Auftragnehmers zu-
nächst auf dessen älteste Schuld anzurechnen. Sind Kosten und Zinsen ent-
standen, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Zahlung auf die Kosten, 
dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptforderung anzurechnen.  

6.4 Nimmt der Auftraggeber nach Ablauf einer ihm gesetzten Nachfrist ge-
kaufte Ware nicht ab (Annahmeverzug), tritt die Fälligkeit der Vergütungs-
forderung mit dem Datum der Erklärung der Versandbereitschaft ein. Zu-
gleich kann der Auftragnehmer ab dem Zeitpunkt des Annahmeverzuges 
eine Aufwandspauschale für Lagerkosten verlangen. Diese beträgt ohne 
besonderen Nachweis 0,5 % der Netto-Auftragssumme je angefangener 
Woche des Annahmeverzuges und ist auf 5 % der Netto-Auftragssumme 
begrenzt. Es bleibt dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer unbenom-
men, den Nachweis zu führen, dass keine, geringere oder höhere Lagerkos-
ten entstanden sind.  

 
§ 7 Aufrechnung, Zurückbehaltung, Abtretung  
7.1 Gegenforderungen des Auftragsgebers berechtigen ihn nur dann zur Auf-

rechnung und zur Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts, wenn 
sie rechtskräftig festgestellt oder unstreitig sind. Diese Beschränkung gilt 
nicht für einen Gegenanspruch wegen eines Mangels, der auf demselben 
Vertragsverhältnis wie die Vergütungsforderung beruht.  

7.2 Die Abtretung jeglicher Forderungen des Auftraggebers gegen den Auftrag-
nehmer aus der Vertragsbeziehung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der schrift-
lichen Zustimmung des Auftragnehmers. Dieser wird seine Zustimmung 
nur aus berechtigten Gründen verweigern. 

 
§ 8 Lieferung, Teillieferung, Abnahme 
8.1 Lieferungen erfolgen, soweit nichts anderes vereinbart ist ab Werk des Auf-

tragnehmers (FCA Incoterms® 2022). 
8.2 Bei vom Auftragnehmer angegebenen Lieferfristen und -terminen handelt 

es sich um voraussichtliche, unverbindliche Fristen und Termine. Der Auf-
tragnehmer haftet nicht für Verzögerungen. Lieferfristen und -termine sind 
für den Auftragnehmer nur bindend, wenn er diese ausdrücklich schriftlich 
als verbindlich bezeichnet oder bestätigt hat. Entsprechendes gilt für Leis-
tungsfristen und -termine. Soweit nicht anders vereinbart, sind Lieferun-
gen vom Auftragnehmer termingerecht erfüllt, wenn die Ware am Ge-
schäftssitz oder Lager des Auftragnehmers einer Transportperson zum 
Transport an den Auftragsgeber übergeben werden oder der Auftragsneh-
mer dem Auftraggeber nach dessen Annahmeverzug die Versandbereit-
schaft der Ware mitgeteilt hat.  

8.3 Ist eine bestimmte Lieferfrist vom Auftragnehmer nicht ausdrücklich 
schriftlich zugesagt, erfolgt die Lieferung auf Abruf des Auftraggebers 
grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen nach Vertragsabschluss.  

8.4 Vereinbarte Lieferfristen beginnen nicht vor der vollständigen Beibringung 
der vom Auftraggeber zu beschaffenden Unterlagen, Plänen, Genehmigun-
gen und Freigaben, der Abklärung aller Fragen sowie dem Eingang einer 
vereinbarten Anzahlung.  

8.5 Erhält der Auftragnehmer auf Grund von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den Lieferungen oder Leistungen von Herstellern, Vorlieferanten oder Sub-
unternehmern trotz ordnungsgemäßer kongruenter Eindeckung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig oder treten Ereignisse höherer Gewalt, 
d.h. unverschuldete Leistungshindernisse mit einer Dauer von mehr als 
zwölf (12) Wochen ein, so wird der Auftragnehmer den Auftraggeber recht-
zeitig informieren. In diesem Fall ist der Auftragnehmer berechtigt, die Lie-
ferung bzw. Leistung um die Dauer der Behinderung herauszuschieben o-
der wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag ganz oder teilweise 

zurückzutreten. Der höheren Gewalt stehen gleich Streiks bzw. Aussper-
rungen auch bei Vorlieferanten, behördliche Eingriffe, Energie- und Roh-
stoffknappheit, unverschuldete Transportengpässe, unverschuldete Be-
triebsbehinderungen zum Beispiel durch Feuer, Wasser und Geräteschä-
den, Cyberangriffe, Krieg, Epidemien oder Pandemien und alle sonstigen 
Behinderungen, die bei objektiver Betrachtungsweise nicht vom Auftrag-
nehmer schuldhaft herbeigeführt worden sind.  

8.6 Teillieferungen sind zulässig, wenn die Teillieferung für den Auftraggeber 
im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist, die Lie-
ferung der restlichen bestellten Waren sichergestellt ist und dem Auftrag-
geber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand entsteht. Unterschiedliche 
Waren aus einem Auftragsvorgang können von unterschiedlichen Standor-
ten des Auftragnehmers hergestellt und/oder geliefert werden.   

8.7 Rahmenaufträge, bei denen der Auftraggeber eine bestimmte Waren-
menge bestellt, die in mehreren Teillieferungen über einen bestimmten 
Zeitraum geliefert werden soll, sind nur mit gesonderter Vereinbarung bei 
fester Termineinteilung möglich. Der Abruf der gesamten Liefermenge hat 
spätestens 6 Wochen vor dem zuletzt gewünschten bzw. vereinbarten Lie-
fertermin, jedoch in jedem Fall spätestens 6 Monate nach Vertragsschluss 
durch den Auftraggeber zu erfolgen. 

8.8 Für die Abnahme eines Werkes gelten die gesetzlichen Vorschriften. Die 
Abholung der Ware beim Auftragnehmer durch ein vom Auftraggeber be-
auftragtes Speditionsunternehmen oder diesen selbst stellt eine Abnahme 
dar. Das Werk gilt mit seiner Abnahme als fertig gestellt. Die Werkvergü-
tung wird mit erfolgter Abnahme bzw. Fertigstellung fällig.  

8.9 Der Auftragnehmer haftet bei von ihm zu vertretendem Verzug nur bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit. In diesem Fall sind Schadensersatzansprü-
che des Auftraggebers für jede volle Woche des Verzuges auf einen Betrag 
von 0,5 % des Netto-Auftragswertes bezogen auf den Teil des Auftrages, 
der durch den Verzug betroffen ist, begrenzt, insgesamt höchstens 5 % des 
Netto-Auftragswertes. Im Übrigen sind Schadensersatzansprüche ausge-
schlossen; insbesondere solche auf entgangenen Gewinnen oder Nut-
zungsausfall an den Waren und anderen damit in Zusammenhang stehen-
den Geräten und Gebäuden.  

 
§ 9 Gefahrübergang, Versendung und Rücksendung 
9.1 Die Gefahr des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung 

der Ware geht mit deren Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder die 
sonst zur Ausführung der Versendung an den Auftraggeber bestimmte Per-
son auf den Auftraggeber über. Damit hat der Auftragnehmer seine Liefer-
pflicht erfüllt. Das gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder eine 
für den Auftraggeber fracht- bzw. kostenfreie Übersendung vereinbart ist 
bzw. der Auftragnehmer Versandart, Versandweg bzw. Versandperson 
auswählt. Der Auftragnehmer wird die Ware auf Wunsch und Kosten des 
Auftraggebers durch eine Transportversicherung gegen die vom Auftragge-
ber zu bezeichnenden Risiken versichern. 

9.2 Verzögert sich die Übergabe oder Versendung infolge von Umständen, die 
der Auftraggeber zu vertreten hat, so geht die Gefahr von dem Tag auf den 
Auftraggeber über, an dem die Ware versandbereit ist und der Auftragneh-
mer dies dem Auftraggeber angezeigt hat.  

9.3 Wählt der Auftragnehmer die Versandart, den Versandweg und/oder die 
Versandperson aus, so haftet der Auftragnehmer nur für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit bei der betreffenden Auswahl. 

9.4 Bei Warenrücksendungen durch den Auftraggeber trägt dieser die Gefahr 
der Beschädigung und des zufälligen Untergangs. 

 9.5 Bei Warenrücksendungen aus Kulanz behalten wir uns die Berechnung ei-
ner Bearbeitungs- und Wiedereinlagerungsgebühr vor. Bei Standard-Kata-
logartikeln in ungeöffneter Originalverpackung erheben wir eine Wieder-
einlagerungsgebühr gemäß aktueller Preisliste im re'graph-Online-Portal 
(https://portal.regraph.de/preisliste), jedoch mindestens 40,00 EUR je Ar-
tikel bzw. Einbaukomponente. Zusätzlich werden bei Rücksendung von 
elektronischen Bauteilen und Komponenten in geöffneter Originalverpa-
ckung die erforderlichen Prüfkosten gesondert berechnet. Eine Rück-
nahme von individuell gefertigten kundenspezifischen Produkten oder un-
gewöhnlich hohen Produktmengen ist nicht möglich. 

 
§ 10 Eigentumsvorbehalt  
10.1 Die gelieferten Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung sämtlicher 

Forderungen, die dem Auftragnehmer aus der Geschäftsverbindung gegen 
den Auftraggeber zustehen, im Eigentum des Auftragnehmers. Der Auf-
traggeber ist verpflichtet, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren 
für die Dauer des Eigentumsvorbehalts pfleglich zu behandeln. Insbeson-
dere ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und 
Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Der Auftragge-
ber tritt dem Auftragnehmer schon jetzt alle Entschädigungsansprüche aus 
dieser Versicherung ab. Der Auftragnehmer nimmt die Abtretung hiermit 
an. Sofern eine Abtretung nicht zulässig sein sollte, weist der Auftraggeber 
hiermit seinen Versicherer unwiderruflich an, etwaige Zahlungen nur an 
den Auftragnehmer zu leisten. Weitergehende Ansprüche des Auftragneh-
mers bleiben unberührt. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer auf 
Verlangen den Abschluss der Versicherung nachzuweisen. Müssen War-
tungs- und Inspektionsarbeiten durchgeführt werden, hat der Auftragge-
ber diese auf eigene Kosten auszuführen. 

10.2  Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die unter Eigentumsvorbehalt ste-
henden Waren zu verpfänden, zur Sicherung zu übereignen oder sonstige, 
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das Eigentum des Auftragnehmers gefährdende Verfügungen zu treffen. 
Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der Auftraggeber den 
Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen und alle not-
wendigen Auskünfte zu geben, den Dritten über die Eigentumsrechte des 
Auftragnehmers zu informieren und an den Maßnahmen des Auftragneh-
mers zum Schutze der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Ware mitzu-
wirken.  

10.3  Der Auftragsgeber tritt schon jetzt die Forderungen aus der Weiterveräu-
ßerung der Ware mit sämtlichen Nebenrechten an den Auftragnehmer ab, 
und zwar unabhängig davon, ob die unter Eigentumsvorbehalt stehende 
Ware ohne oder nach Verarbeitung weiterverkauft wird. Der Auftragneh-
mer nimmt diese Abtretung schon jetzt an. Sofern eine Abtretung nicht zu-
lässig sein sollte, weist der Auftraggeber hiermit den Drittschuldner unwi-
derruflich an, etwaige Zahlungen nur an den Auftragnehmer zu leisten. Der 
Auftraggeber ist widerruflich ermächtigt, die an den Auftragnehmer abge-
tretenen Forderungen treuhänderisch für den Auftragnehmer einzuziehen. 
Die eingezogenen Beträge sind sofort an den Auftragnehmer abzuführen. 
Der Auftragnehmer kann die Einziehungsermächtigung des Auftraggebers 
sowie die Berechtigung des Auftraggebers zur Weiterveräußerung wider-
rufen, wenn der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
dem Auftragnehmer nicht ordnungsgemäß nachkommt, in Zahlungsverzug 
gerät, seine Zahlungen einstellt oder wenn die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über das Vermögen des Auftraggebers beantragt wird. Mit der An-
zeige der Abtretung an den Drittschuldner erlischt die Einziehungsbefugnis 
des Auftraggebers. Im Fall des Widerrufs der Einziehungsbefugnis kann der 
Auftragnehmer verlangen, dass der Auftragnehmer die abgetretenen For-
derungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderli-
chen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den 
Schuldnern die Abtretung mitteilt. 

10.4 Der Auftragnehmer ist auf Verlangen des Auftragsgebers verpflichtet, die 
ihm zustehenden Sicherheiten insoweit freizugeben, als der realisierbare 
Wert der Sicherheiten unter Berücksichtigung banküblicher Bewertungs-
abschläge die Forderungen des Auftragnehmers aus der Geschäftsverbin-
dung mit dem Auftraggeber um mehr als 20 % übersteigt. Bei der Bewer-
tung ist vom Brutto-Rechnungswert der unter Eigentumsvorbehalt stehen-
den Waren und vom Nominalwert bei Forderungen auszugehen. 

10.5. Soweit der Auftragnehmer im Rahmen der Gewährleistung eine Ware aus-
tauscht, wird vereinbart, dass das Eigentum an der betroffenen Ware vom 
Auftraggeber auf den Auftragnehmer übergeht, sobald der Auftragnehmer 
die Ware vom Auftraggeber zurückgesandt bekommt.    

 
§ 11 Beschaffenheit, Verwendung und Mängelanzeige 
11.1 Grundlage der Gewährleistung des Auftragnehmers, soweit eine solche be-

steht, ist vorrangig die vereinbarte Beschaffenheit der Ware im Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs. Als vereinbarte Beschaffenheit gelten insbesondere 
die Herstellerangaben zu Leistungsspezifikation, Belastung und bestim-
mungsgemäßer Verwendung der Ware in den technischen Produktblättern 
des Auftragnehmers. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die gelieferte 
Ware diese Merkmale aufweist, sofern der bestimmungsgemäße Ge-
brauch, wie in den technischen Produktblättern spezifiziert bzw. üblich, zu 
jeder Zeit eingehalten wird. Die Ware ist zur gewöhnlichen Verwendung für 
ihre bestimmungsgemäße Verwendung in der Gebäude- bzw. stationären 
Anlagentechnik geeignet. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen.  

11.2 Die gelieferte Ware ist nur für die bestimmten und freigegebenen Zwecke 
vorgesehen. Der Auftragnehmer übernimmt für Aufwendungen und Schä-
den aus einer vom bestimmungsgemäßen Gebrauch gemäß Ziff. 11.1 ab-
weichenden Verwendung ohne vorherige ausdrückliche Bestätigung keine 
Haftung. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragnehmer von allen 
Ansprüchen Dritter wegen Personen- und/oder Sachschäden freizustellen, 
sofern diese Aufwendungen und Schäden im Zusammenhang mit der Ver-
wendung der Ware zu nicht freigegebenen, verbotenen bzw. nicht bestim-
mungsgemäßen Zwecken nach Ziff. 11.1 ohne vorherige ausdrückliche Zu-
sage des Auftragnehmers entstanden sind.  

11.3 Der Auftraggeber ist für die Geeignetheit und Sicherheit der Ware für einen 
auftraggeberseitigen Einsatz allein verantwortlich. Der Auftraggeber ist 
verpflichtet, die Eignung der Ware für die von ihm vorgesehene Verwen-
dung selbst zu überprüfen und alle anlagen- und gebäudetechnischen 
Sachverhalte rechtzeitig zu klären und dem Auftragnehmer mitzuteilen. 
Der Auftragnehmer übernimmt, soweit nicht anderslautend ausdrücklich 
vereinbart, keine Garantie, insbesondere nicht für die Zusammensetzung, 
Beschaffenheit oder Haltbarkeit der Ware.   

11.4 Die Gewährleistungsrechte des Auftraggebers setzen voraus, dass er sei-
nen Untersuchungs- und Rügepflichten nachgekommen ist. Er hat insbe-
sondere die gelieferte Ware bei Erhalt unverzüglich innerhalb von zwei (2) 
Werktagen ab Ablieferung sorgfältig zu untersuchen, ob sie der bestellten 
Ware und Menge entspricht und ob erkennbare Transportschäden oder 
sonst erkennbare Mängel vorliegen. Ferner hat der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer offenkundige Mängel bzw. Schäden, die bei einer solchen Prü-
fung erkennbar sind, unverzüglich nach Erhalt der Ware schriftlich unter 
Angabe der konkreten Beanstandungen und Mängelsymptome, sowie Ar-
tikelnummer anzuzeigen. Als unverzüglich gilt die Anzeige, wenn sie spä-
testens innerhalb von fünf (5) Werktagen erfolgt, wobei zur Fristwahrung 
die Absendung der Anzeige bzw. Rüge genügt. Versäumt der Auftraggeber 
die ordnungsgemäße Untersuchung oder Mängelanzeige, ist die Haftung 

des Auftragnehmers für nicht bzw. nicht rechtzeitig angezeigte Mängel 
ausgeschlossen. 

11.5 Erfolgt auf Anweisung des Auftraggebers die Lieferung der Ware an einen 
vom Auftraggeber benannten Dritten, so erfolgt die Ablieferung der Ware 
mit deren Entgegennahme durch diesen Dritten oder sonstige vom Auf-
traggeber oder diesem Dritten dort zur Entgegennahme befugte Personen. 
Ziff. 11.4 gilt entsprechend. 

11.6 Versteckte Mängel und Feldausfälle hat der Auftraggeber mit den entspre-
chenden Angaben wie nach Ziff. 11.4 unter Angabe von Ort und Datum ih-
res Auftretens unverzüglich nach ihrer Entdeckung schriftlich beim Auftrag-
nehmer anzuzeigen.  

11.7 Der Auftraggeber gibt dem Auftragnehmer nach der Mängelanzeige unver-
züglich Gelegenheit und die erforderliche Zeit, die gerügten Mängel und 
dazu eventuell bereits erfolgte Maßnahmen – auch durch Dritte – zu prü-
fen. Er hat dem Auftragnehmer die beanstandete Ware unverzüglich zu 
übermitteln bzw. zugänglich zu machen und Reklamations- und Servicebe-
richte vorzulegen. Der Auftraggeber ist auf Wunsch des Auftragnehmers 
verpflichtet, die Beschaffenheit der Ware und die gerügten Beanstandun-
gen durch einen neutralen Sachverständigen aufnehmen zu lassen bzw. hat 
dem Auftragnehmer oder seinem Vorlieferanten Gelegenheit zu geben, an 
Ort und Stelle die Identität und die Beschaffenheit der beanstandeten 
Ware zu prüfen. Anderenfalls kann er sich auf die gerügten Mängel gegen-
über dem Auftragnehmer nicht berufen. 

 
§ 12  Gewährleistung 
12.1 Bei im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorliegenden Mängeln der Ware hat 

der Auftraggeber nach innerhalb angemessener Frist durch den Auftrag-
nehmer zu treffender Wahl zunächst das Recht zur Nacherfüllung durch 
Beseitigung des Mangels oder Ersatzlieferung mangelfreier Ware. Das 
Recht des Auftragnehmers, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Vo-
raussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. Sofern der Auftragnehmer 
nach einer angemessenen Frist zur Nacherfüllung nicht bereit oder nicht in 
der Lage ist, kann der Auftraggeber nach seiner Wahl vom Vertrag zurück-
treten oder den Kaufpreis mindern. Dasselbe gilt, wenn die Nacherfüllung 
dem Auftragnehmer unzumutbar ist. Bei einem unerheblichen Mangel be-
steht kein Rücktrittsrecht des Auftraggebers.  

12.2 Der Auftragnehmer ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 
abhängig zu machen, dass der Auftraggeber die fällige Vergütung bezahlt. 
Der Auftraggeber hat das Recht, einen im Verhältnis zum Mangel angemes-
senen Teil der Vergütung zurückzubehalten.  

12.3 Zum Zweck der Nacherfüllung erforderliche Aufwendungen, wie Transport-
, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, trägt der Auftragnehmer, wenn sich 
herausstellt, dass bei Gefahrübergang ein Mangel vorlag. Alle erforderli-
chen Aufwendungen bestimmen sich im Übrigen nach objektiven Maßstä-
ben nach diesen AGB, soweit sie notwendig und angemessen sind. Mit der 
Nacherfüllung verbundene Aus- und Einbaukosten der vom Auftraggeber 
verarbeiteten oder an einer anderen Sache angebrachten Ware sind aus-
geschlossen, wenn die Ware vom Auftraggeber nicht bestimmungsgemäß 
oder unsachgemäß verwendet worden ist. Ausdrücklich nicht zu den erfor-
derlichen Aufwendungen gehören eigene Aufwendungen des Auftragge-
bers sowie Schäden, die nicht notwendig mit der Nachbesserungsmaß-
nahme verknüpft sind, Nutzungsausfallschäden, sowie frustrierte Aufwen-
dungen. 

12.4 Hat der Auftragnehmer die mangelhafte Lieferung nicht zu vertreten, kann 
der Auftraggeber seine zur Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen 
für Aus- und Einbaukosten nur in verhältnismäßigem Umfang bis zu maxi-
mal des Doppelten des Netto-Auftragswertes als Nacherfüllung erstattet 
verlangen. Hat der Auftragnehmer die mangelhafte Lieferung zu vertreten, 
kann der Auftraggeber unter den in § 13 bestimmten Voraussetzungen die 
vollumfängliche Erstattung der erforderlichen Aus- und Einbaukosten ver-
langen. Im Übrigen sind verschuldensunabhängige Nacherfüllungs- und 
Rückgriffsansprüche auf Aus- und Einbaukosten wegen Mängeln ausge-
schlossen. 

12.5  Die Gewährleistungsansprüche des Auftraggebers entfallen, wenn er ohne 
vorherige Zustimmung des Auftragnehmers die Ware selbst oder durch 
Dritte zu reparieren versucht oder selbst oder durch Dritte repariert oder 
ändert, wenn die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich oder unzumut-
bar erschwert wird.  

12.6 Die Gewährleistung erstreckt sich nicht auf Waren, die nach ihrer Lieferung 
an den Auftraggeber in Folge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, 
übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder die auf-
grund besonderer äußerer Einflüsse beeinträchtigt werden, die nicht der 
vorausgesetzten Verwendung entsprechen, sowie auf nicht reproduzier-
bare Softwarefehler. Gewährleistungsansprüche bestehen ferner nicht, so-
fern die Ware nach erfolgter Lieferung unsachgemäß behandelt, falsch be-
dient, gewaltsam zerstört oder durch chemische, physikalische oder elekt-
rische Einflüsse beschädigt wird.  

12.7 Ansprüche auf Aufwendungsersatz anstelle Schadensersatz statt der Leis-
tung sind ausgeschlossen, soweit diese nicht erforderlich waren bzw. nicht 
ein vernünftiger Dritter die Aufwendungen gemacht hätte, was der Auf-
traggeber darzulegen hat. 

12.8  Die Verjährungsfrist für Gewährleistungsansprüche des Auftraggebers be-
trägt ein Jahr ab gesetzlichem Verjährungsbeginn. Sofern die Ware ent-
sprechend ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung für ein Bauwerk ver-
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wendet wird, gelten die gesetzlichen Verjährungsvorschriften. Die unbe-
schränkte Haftung des Auftragnehmers für Schäden aus Verletzung einer 
Garantie oder aus der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers und für Produktfeh-
ler nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt unberührt; für diese gelten aus-
schließlich die gesetzlichen Regelungen.  

12.9 Musste der Auftraggeber als Folge einer Mangelhaftigkeit der vom Auftrag-
nehmer gelieferten Sache diese von einem Unternehmer-Endkunden zu-
rücknehmen, eine Kaufpreisminderung hinnehmen oder diesem Schadens-
ersatz oder Aufwendungsersatz leisten, bedarf es für Gewährleistungs-
rechte gegen den Auftragnehmer, wegen des vom Kunden des Auftragge-
bers geltend gemachten Mangels einer Fristsetzung.  

12.10 Eine Stellungnahme des Auftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber zu 
einer Mängelrüge ist nicht als Anerkenntnis eines Mangels oder Eintritt in 
Verhandlungen über einen Anspruch oder die einen Anspruch begründen-
den Umstände anzusehen, soweit nicht ausdrücklich Verhandlungen auf-
genommen werden. Dies gilt auch bei der Hinzuziehung Dritter, wenn der 
Auftragnehmer etwaige Ansprüche zurückgewiesen hat. 

12.11 Erfüllungsort für die Nacherfüllung und Nachbesserung ist der Sitz des Auf-
tragnehmers. Er ist zur Nacherfüllung und Nachbesserung auch am Sitz des 
Auftraggebers berechtigt. 

 
§ 13 Schadensersatz 
13.1  Das Recht des Auftraggebers, Schadensersatz zu verlangen, richtet sich 

nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit in den AGB nichts anderes 
bestimmt ist.  

13.2 Für Schäden aus der Verletzung einer Garantie oder aus der Verletzung von 
Leben, Körper oder Gesundheit haftet der Auftragnehmer unbeschränkt. 
Dasselbe gilt für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers, für 
die zwingende gesetzliche Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz und 
für die Haftung wegen eines arglistigen Verschweigens von Mängeln.  

13.3 Für einfache Fahrlässigkeit haftet der Auftragnehmer auf Schadensersatz 
im Übrigen nur bei der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, die 
sich aus der Natur des Vertrages ergibt, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrages erst ermöglicht und auf die der Auftrag-
geber regelmäßig vertrauen darf. Solche wesentlichen Vertragspflichten 
des Auftragnehmers sind insbesondere seine Hauptleistungspflichten, wie 
beispielsweise die mangelfreie Lieferung der Ware. Bei der fahrlässigen 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten des Auftragnehmers sowie bei 
Verzug und Unmöglichkeit ist die Haftung des Auftragnehmers beschränkt 
auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden. Im Übri-
gen ist die Haftung der Auftragnehmer und seiner Mitarbeiter für einfache 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen.  

13.4 Der Auftragnehmer haftet nicht für Folgeschäden, Verlust oder schuldhafte 
Beschädigung, insbesondere durch unsachgemäße Montage, Installation 
oder Handhabung der Ware durch den Auftraggeber, seine Kunden oder 
ihrer Beauftragten und Mitarbeiter. 

13.5 Verlangt der Auftragnehmer Schadensersatz wegen Nichterfüllung und ist 
die Ware von ihm noch nicht ausgeliefert, so stehen ihm, ohne besonderen 
Nachweis, pauschal 15 % des Netto-Verkaufspreises als Schadenersatz zu. 
Weist der Auftragnehmer nach, dass ihm ein weitergehender Schaden ent-
standen ist, kann er auch diesen ersetzt verlangen. Dem Auftraggeber 
bleibt der Nachweis eines geringeren Schadens vorbehalten. Entsprechen-
des gilt für die Vergütung des Auftragnehmers, sollte der Auftragnehmer 
eine beauftragte Werkleistung vorzeitig kündigen.  

13.6 Soweit der Auftragnehmer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig 
wird und diese Auskünfte oder Beratung nicht zu dem vertraglich geschul-
deten Leistungsumfang gehört, geschieht dies unverbindlich, unentgeltlich 
und unter Ausschluss einer Haftung auf Schadensersatz. 

 
§ 14 Produkthaftung 
14.1  Der Auftraggeber wird die Ware nicht ohne vorherige Zustimmung des Auf-

tragnehmers verändern, insbesondere wird er vorhandene Warnungen 
über Gefahren bei unsachgemäßem Gebrauch der Ware nicht verändern 
oder entfernen. Bei Verletzung dieser Pflicht stellt der Auftraggeber den 
Auftragnehmer im Innenverhältnis von Produkthaftungsansprüchen Drit-
ter frei, soweit der Auftraggeber für den haftungsauslösenden Fehler ver-
antwortlich ist. 

14.2  Wird der Auftragnehmer aufgrund eines Produktfehlers der Ware zu einem 
Produktrückruf oder einer -warnung veranlasst, so wird der Auftraggeber 
ihn unterstützen und alle ihm zumutbaren, vom ihm angeordneten Maß-
nahmen treffen und ihm die Ware sowie alle erforderlichen Informationen 
und Unterlagen zur Verfügung stellen.  

14.3 Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Kosten des Produktrückrufs oder der 
-warnung zu tragen, soweit er für den Produktfehler und den eingetrete-
nen Schaden verantwortlich ist. Weitergehende Ansprüche des Auftrag-
nehmers bleiben unberührt. 

14.4  Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich über 
ihm bekanntwerdende Risiken bei der Verwendung der Ware und mögliche 
Produktfehler bzw. Produktausfälle in jedem Einzelfall informieren. 

 
 
 
 
 

§ 15 Gewerbliche Schutzrechte insbesondere Urheberrecht 
15.1 Der Auftraggeber erkennt an und stimmt zu, dass alle Urheberrechte, Pa-

tente, Geschäftsgeheimnisse, Marken und andere Rechte am geistigen Ei-
gentum, in Bezug auf die lizenzierte Software, ausschließlich dem Auftrag-
nehmer oder seinen Lizenzgebern gehören. Außer wie ausdrücklich in die-
sem Vertrag festgelegt, werden dem Auftraggeber keine Rechte an der li-
zenzierten Software gewährt. Entstehen bei den Leistungen von Auftrag-
nehmer für den Auftraggeber urheberrechtliche geschützte Werke oder 
sonstige Rechte an geistigem Eigentum (nachfolgend „Arbeitsergebnisse“ 
genannt), so erhält der Auftragnehmer Nutzungsrechte nach Maßgabe der 
folgenden Regelungen.   

15.2 Mit vollständiger Zahlung der jeweils einzelvertraglich vereinbarten Vergü-
tung steht dem Auftraggeber das einfache, unwiderrufliche und übertrag-
bare Recht zu, die Arbeitsergebnisse im Rahmen und für Zwecke des jewei-
ligen Einzelvertrages zu nutzen. Abweichungen von dieser Nutzungsrege-
lung bedürfen einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung. Der Auftrag-
nehmer wird die Arbeitsergebnisse bis zu ihrer Übergabe an den Auftrag-
geber verwahren.  

15.3 Der Auftraggeber darf die Arbeitsergebnisse nicht verändern, dekompilie-
ren, zurückentwickeln oder versuchen, den Quellcode der Arbeitsergeb-
nisse zu extrahieren, es sei denn, dies ist gesetzlich zulässig (insbesondere 
bei einem bestimmungsgemäßen Gebrauch) oder mit vorheriger schriftli-
cher Zustimmung des Auftragnehmers gestattet.  

15.4 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Nutzungsrechte an der Software 
und/oder Arbeitsergebnissen oder Teile zu vermieten, zu verleasen und zu 
übertragen. 

15.5 Der Auftragnehmer übernimmt keine ausdrückliche oder stillschweigende 
Haftung für den Bezug auf die Open-Source-Software, da das Lizenzverhält-
nis ausschließlich zwischen dem Auftraggeber und einem Open-Source-Li-
zenzgeber zustande kommt. Dies schließt eine Sachmängelhaftung (Ge-
währleistung), die Marktgängigkeit, die Eignung für einen bestimmten 
Zweck und der Nichtverletzung von Rechten Dritter ein.  
Unter „Open-Source-Software“ versteht man jegliche Software, die unter 
einer Open-Source-Lizenz vertrieben wird, einschließlich, aber nicht be-
schränkt auf Lizenzen, die von der Open Source Initiative (OSI) genehmigt 
wurden. 

15.6 Die Gewährleistung für Mängel (Sachmängelhaftung) für die Arbeitsergeb-
nisse richtet sich ebenfalls nach § 12 „Gewährleistung“. 

 
§ 16  Datenschutz 
  Personenbezogene Daten des Auftraggebers (Lieferanten- und Kundenda-

ten) werden ausschließlich zur Erfüllung des Vertrags, dessen Vertragspar-
tei der Auftraggeber als betroffene Person ist, oder zur Durchführung er-
forderlicher vorvertraglicher Maßnahmen, die auf Anfrage des Auftragge-
bers erfolgen, verarbeitet. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 
Absatz 1 b) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Unbeschadet etwai-
ger gesetzlicher Aufbewahrungsfristen, werden diese Daten nach Vertrags-
beendigung gelöscht.  

 
§ 17 Entsorgung 
 Soweit gesetzlich vorgeschrieben, ist der Auftraggeber verpflichtet, Pro-

dukte, die unter das ElektroG, BatterieG oder die VerpackungsVO sowie die 
in an seinem Sitz gesondert geltenden entsprechenden gesetzlichen Vor-
schriften fallen, im Einklang mit sämtlichen gesetzlichen Bestimmungen ei-
genverantwortlich zu entsorgen. Der Auftraggeber übernimmt alle damit 
zusammenhängenden Zahlungs- und Mitteilungspflichten soweit dies ge-
setzlich möglich ist und wird die vorstehenden Verpflichtungen seinen Ab-
nehmern entsprechend auferlegen. 

 
§ 18 Schlussbestimmungen 
18.1 Die Übertragung von Rechten und Pflichten des Auftraggebers auf Dritte 

ist dem Auftragnehmer gegenüber nur mit schriftlicher Zustimmung des 
Auftragnehmers wirksam. 

18.2 Erfüllungsort für die vertraglichen Pflichten ist der Geschäftssitz des Auf-
tragnehmers. 

18.3 Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus der Vertragsbeziehung ist der Ge-
schäftssitz des Auftragnehmers. Der Auftragnehmer ist auch zur Klageer-
hebung am Sitz des Auftraggebers sowie an jedem anderen zulässigen Ge-
richtsstand berechtigt.  

18.4 Für die Vertragsbeziehung einschließlich seiner Auslegung und Durchfüh-
rung gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den interna-
tionalen Warenkauf (UN-Kaufrecht).  

18.5  Sollte eine Bestimmung dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden oder sollte sich in diesen AGB eine Lücke 
befinden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt. An deren Stelle gilt diejenige wirksame oder durchführbare Be-
stimmung als vereinbart, die dem Zweck der unwirksamen oder undurch-
führbaren Bestimmung am nächsten kommt; das gleiche gilt, soweit ein re-
gelungsbedürftiger Sachverhalt nicht ausdrücklich geregelt ist. 

 
 

Korntal-Münchingen, Februar 2024 


